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Der Einsatz von Drohnen 
Eine völkerrechtliche Betrachtung

Robert Frau

Drohneneinsätze werden in Zukunft zunehmen, weil 
viele Staaten von den Vorteilen überzeugt sind. Über­
ragende technische Fähigkeiten sowie die vermin­
derte Gefahr eigener Gefallener wiegen die Gegen­
argumente auf. Für diese Einsätze gelten die Men- 
schenrechte und – soweit anwendbar – das huma­
nitäre Völkerrecht. Im Ergebnis verfügt das Völker­
recht über einen befriedigenden Rechtsrahmen für 
den Einsatz von Drohnen.

Eine Novembernacht 2010 in Afghanistan: Deutsche 
ISAF-Soldaten werden darüber informiert, dass Auf-
ständische an einer Straße Sprengfallen installieren. 
Die militärische Aufklärung ergibt, dass sich keine 
Zivilisten in der Nähe befinden. Auf deutsche Anfor-
derung hin wird eine bewaffnete Drohne eingesetzt. 
Die Nacht endet mit vier Toten und einem Verletz-
ten.1 Zwei Jahre später wird der Vorfall ans Tages-
licht geholt und in einer politischen Debatte um den 
geplanten Drohnenankauf der Bundeswehr instru-
mentalisiert.2 Heute ist die Öffentlichkeit, auch durch 
die Praxis anderer Staaten,3 für das Thema sensibi-
lisiert. Befürchtet wird, der Einsatz von Drohnen ver-
letze in der Regel Völkerrecht und verstoße gegen 
Menschenrechte. Daher widmet sich der vorliegen-
de Beitrag den völkerrechtlichen Fragen. 

Drohneneinsätze in der Praxis

Drohnen sind unbemannte Luftfahrzeuge (unmanned 
aerial vehicles – UAVs), die ferngesteuert werden 
oder auf vorprogrammierten Routen fliegen. Die 
größten sind zugleich die bekanntesten Modelle: Die 
unbewaffnete Global Hawk ist ein sogenanntes 
HALE-Modell (high altitude, long endurance), das in 
einer Höhe von bis zu 20 000 Metern bis zu 48 Stun-
den in der Luft bleiben kann. Keinen Zweifel an ih-
rer Bewaffnung lassen die amerikanischen Modelle 
Predator (Raubtier) und Reaper (Sensenmann). Die-
se sogenannten MALE-Modelle (medium altitude, 
long endurance) fliegen in einer Höhe von bis zu 
15 000 Metern und bis zu 30 Stunden am Stück. 
Weniger prominent sind zahlreiche andere Modelle, 
deren Aussehen und Größe oft an Modellflugzeuge 
erinnern. Sie werden manchmal wie ein Papierflie-
ger aus der Hand gestartet und vor allem zur Auf-
klärung eingesetzt. Darüber hinaus gibt es Modelle 
wie die Mikado,4 von der auch die Bundeswehr ei-
nige Dutzend zur Nahaufklärung nutzt. Die Zukunft 
der unbemannten Luftfahrzeuge scheint rosig, denn 
die Militärs sind von ihrem Nutzen überzeugt.

Vorteile von Drohneneinsätzen

Die Drohnen einsetzenden Staaten schätzen insbe-
sondere, dass keine eigenen Soldaten gefährdet wer-
den. Gefallene müssen im Heimatland weder betrau-
ert noch gerechtfertigt werden. Drohnen ermöglichen 
durch unterschiedliche Sensoren bessere Informa-
tionsbeschaffung, sie sind leiser und effektiver als 
herkömmliche Kampfflugzeuge. Sowohl in der An-
schaffung als auch bei Betrieb und Wartung sind 
Drohnen deutlich günstiger als Kampfflugzeuge. Eine 
Drohne kann von jedem Ort der Welt nahezu in Echt-
zeit gesteuert werden, denn das Signal benötigt zwi-
schen dem tatsächlichen Geschehen vor Ort und der 
Übertragung in die Steuerungszentrale höchstens 
zwei Sekunden.

Nachteile von Drohneneinsätzen

Dennoch regt sich breite Kritik am Einsatz von UAVs. 
Es ist gerade nicht der Fall, dass die Bevölkerung nur 
die eigenen Opfer betrauert und den Opfern der ver-
meintlichen Gegenseite unbeteiligt gegenübersteht. 
Dies zeigen die breiten Diskussionen, die in den USA 
und Deutschland geführt werden. Des Weiteren 
stimmt es nicht, dass der Drohnen einsetzende Staat 
seine Soldaten keiner Gefahr mehr aussetzt. Selbst 
wenn die Piloten der Drohne tausende von Kilome-
tern entfernt in Sicherheit sind, sind andere Perso-
nen vor Ort, die die Luftfahrzeuge betanken, warten, 
bewaffnen oder auf die Startbahn rollen. Praktisch 
verhält es sich häufig so, dass der gesamte Start- und 
Landevorgang von Piloten vor Ort gesteuert wird, 
weil durch eine große Distanz die Reaktionszeit zwi-
schen einem Ereignis, dessen Übertragung in die Steu-
erungszentrale und dem Geben und Ausführen ei-
nes Reaktionsbefehls, vier Sekunden betragen kann. 
Das Einsatzgebiet von Drohnen ist aufgrund der ver-
gleichsweise langsamen Geschwindigkeit und gerin-
gen Beweglichkeit begrenzt. Noch dazu müssen we-
gen möglicher Signalüberlagerungen und fehlender 
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Gefahrerkennungsfähigkeiten5 Drohnen voneinan-
der Abstand halten, andernfalls versagt die Steuerung. 
Drohnen mögen zwar günstiger sein als Kampfflug-
zeuge, dennoch kostet beispielsweise ein Exemplar 
der Reaper-Drohne rund zehn Millionen Euro.6 Stürzt 
eine Drohne ab, wird sie geborgen – verbunden mit 
Gefahren für die Bergungsmannschaften und hohen 
Kosten.7 Darüber hinaus addieren sich die laufen-
den Kosten auf einen ähnlich hohen Betrag wie beim 
Einsatz von Raketen.8 

Ob Drohneneinsätze aus operativer, taktischer 
und strategischer Sicht tatsächlich erfolgreich sind, ist 
weitgehend ungeklärt. So ist beim Drohnenprogramm 
der USA in Pakistan umstritten, ob es die Terroror-
ganisationen schwächt oder ob es nicht vielmehr das 
beste Argument ist, Menschen zum Kampf gegen die 
Amerikaner zu bewegen.9 Einen Kausalzusammen-
hang zwischen Drohneneinsätzen und etwaigen Re-
aktionen nachzuweisen, ist derzeit nicht möglich.10 

Drohnen innerhalb und außerhalb  
bewaffneter Konflikte

Staaten setzen sowohl bewaffnete als auch unbewaff-
nete Drohnen innerhalb und außerhalb bewaffneter 
Konflikte ein. In bewaffneten Konflikten gilt das hu-
manitäre Völkerrecht. Dieses sieht bestimmte Rege-
lungen zum Schutz der Zivilbevölkerung vor, erlaubt 
allerdings, zulässige militärische Ziele anzugreifen. 
In bewaffneten Konflikten wird die Spannbreite der 
Einsatzmöglichkeiten voll ausgenutzt: Drohnen leis-
ten Aufklärungsarbeit, unterstützen Bodenoperatio
nen und greifen gezielt an.

Außerhalb von bewaffneten Konflikten werden 
Drohnen meist zur Bekämpfung des internationalen 
Terrorismus eingesetzt. Unabhängig vom Aufent-
haltsort bestimmter Personen werden diese gezielt 
angegriffen und getötet. So sollen allein in Pakistan 
seit dem Jahr 2004 mehr als 2500 Menschen gezielt 
getötet worden sein.11 Darüber hinaus werden auch 
in Afghanistan, Jemen, Somalia und anderen Staa-
ten solche Angriffe durchgeführt. Besonders pro
blematisch sind dabei ›signature strikes‹, bei denen 
eine Angriffsentscheidung nach der Auswertung eines 
Bewegungs- und Verhaltensmusters getroffen wird, 
ohne dass weitere Informationen über die Zielper-
son bekannt sind.

Reaktionen der Vereinten Nationen

Die Vereinten Nationen befassen sich mit dem Frage-
komplex der Drohnen fast ausschließlich im Hin-
blick auf die USA und deren Drohnenprogramm zur 
Terrorismusbekämpfung. Bereits im Jahr 2010 hat 
der damalige Sonderberichterstatter der Vereinten 
Nationen zu außergerichtlichen, summarischen und 
willkürlichen Hinrichtungen Philip Alston darauf 
hingewiesen, dass der Einsatz von Drohnen men-
schenrechtswidrige Tötungen erleichtern könnte.12  
In bewaffneten Konflikten sei dies aber keine Frage 

der eingesetzten Technologie, sondern der bedienen-
den Menschen. Außerhalb von bewaffneten Konflik-
ten, so vermutete Alston, sei die Tötung mittels Droh-
nen fast niemals rechtmäßig, da regelmäßig men- 
schenrechtliche Standards unterlaufen würden.13 

In einer weiteren Studie über den Einfluss neuer 
Technologien auf Menschenrechte14 sorgte sich der 
Sonderberichterstatter über die zunehmende Auto-
nomisierung von Tötungen. Er warf der Völkerrechts-
wissenschaft vor, sich nur zurückhaltend mit den 
verbundenen komplexen Rechtsfragen befasst zu ha-
ben15 und schlug der Generalversammlung die Ein-
richtung einer Arbeitsgruppe vor, die unter anderem 
untersuchen sollte, ob eine ›Playstation-Mentalität‹ 
existiert, die das Töten mittels Drohnen einfacher 
mache.16 Bis heute liegt jedoch weder eine umfassen-
de empirische Studie zur ›Playstation-Mentalität‹ 
vor,17 noch wurde die Arbeitsgruppe eingerichtet.

Die Bedenken gegen das amerikanische Drohnen-
programm hat Alstons Nachfolger Christof Heyns 
aufrechterhalten, insbesondere aufgrund der gestie-
genen Einsatzzahlen.18 Besonders bedauert Heyns, 
dass die amerikanische Regierung keine genauen 
Zahlen zu den getöteten Zivilpersonen bekannt 
gibt19 – was auch von zivilgesellschaftlicher Seite 
kritisiert wird.20 
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Der Sonderberichterstatter über die Förderung und 
den Schutz der Menschenrechte und Grundfreihei-
ten bei der Bekämpfung des Terrorismus Ben Emmer-
son betont, dass sowohl Staaten, die Drohnen nut-
zen, als auch Staaten, in denen Drohnen eingesetzt 
werden, verpflichtet seien, diese Angriffe auf mög-
liche Menschenrechtsverletzungen hin zu untersu-
chen. Anfang 2013 initiierte er eine Untersuchung, 
die sich den Rechtsfragen stellen soll.21 Zu diesem 
Zweck hat er bereits Pakistan besucht und erklärt, 
dass die USA mit Drohnenangriffen die pakistani-
sche Souveränität verletzten.22 

Allen Bedenken zum Trotz gibt es im Bereich der 
Vereinten Nationen bislang keine Bestrebungen, einen 
gesonderten Vertrag zur halb- oder vollautonomen 
Kriegführung zu entwerfen, der die Entwicklung 
oder den Einsatz von Drohnen und ähnlichen Gerä-
ten verbietet oder reglementiert. Es steht auch nicht 
zu erwarten, dass sich die Staaten angesichts der Vor-
teile, die sie sich von Drohnen versprechen, einen ent-
sprechenden Vertrag ratifizieren würden.

Auch der am 2. April 2013 von der UN-General-
versammlung angenommene Vertrag über den Waf-
fenhandel (Arms Trade Treaty – ATT)23 erwähnt 
halb- und vollautonome Kriegführung nicht aus-
drücklich. Vielmehr reglementiert Artikel 2 (a) des 
Vertrags den Handel mit unter anderem »conventio-
nal arms within the following categories as a mini-
mum [...] (d) combat aircraft, (e) attack helicopters, 
(f) warships, (g) missiles and missile launchers […]«. 
Ob davon Drohnen und ähnliche Kriegsgeräte er-
fasst sind, ist unklar.

Gegen die Anwendbarkeit des ATT auf Drohnen 
spricht, dass sich dessen Aufzählung an den Kate-
gorien des UN-Waffenregisters orientiert. In diesem 
Rahmen ist umstritten, ob unbemannte Luftfahrzeu-
ge und ähnliches erfasst sind.24 Die Staaten sind zu-
rückhaltend und lehnen es eher ab, Drohnen als vom 
Waffenregister erfasst anzusehen.25 

Dafür spricht jedoch, dass ›konventionelle Waffen‹ 
der Sammelbegriff für Waffen ist, die keine Atom-, 
Bio- oder Chemiewaffen sind. Unzweifelhaft erfasst 
sind darüber hinaus sowohl Kampfflugzeuge als auch 
deren Bewaffnung wie etwa Hellfire-Raketen und 
Kriegsschiffe, zu denen unbemannte Schiffe gehören 
können.26 Es wäre widersprüchlich, wenn bemannte 
Plattformen (also Kampfflugzeuge und Kriegsschif-
fe) unter den ATT fielen, andere Plattformen (etwa 
UAVs) aber allein aufgrund der fehlenden Besatzung 
nicht erfasst wären. Verstärkt wird dies durch teleolo-
gische Aspekte, denn der ATT soll der Wahrung des 
Weltfriedens dienen. Ausgerechnet solche Geräte vom 
Anwendungsbereich auszuschließen, die in den letz-
ten Jahren als eine Gefahr wahrgenommen wurden, 
scheint dem Hauptziel des ATT zu widersprechen. 
Entscheidend für die Einbeziehung von Drohnen 
in den Text spricht aber, dass der Wortlaut des Ver-
trags schlicht nicht zwischen bemannten und unbe-

mannten Luftfahrzeugen unterscheidet. Gerade in 
Anbetracht der aktuellen Diskussion hätten die Staa-
ten, wenn sie Drohnen hätten ausnehmen wollen, 
dies im ATT deutlich machen müssen.

Darüber hinaus könnten die Vereinten Nationen 
bald selbst Überwachungsdrohnen nutzen. Diese sol-
len Blauhelm-Missionen in Gebieten unterstützen, 
die schwer zugänglich sind. So beinhaltet das neue 
Mandat der Stabilisierungsmission in der Demokra-
tischen Republik Kongo (MONUSCO) die Erlaub-
nis, Überwachungsdrohnen einzusetzen.27 Zur Dis-
kussion steht ferner, Drohnen in der Côte d’Ivoire 
einzusetzen, um einen Ausgleich zu abziehenden 
Blauhelm-Truppen zu schaffen.28 

Da kein ausdrückliches Verbot des Einsatzes von 
Drohnen besteht, muss die Rechtmäßigkeit von Droh-
neneinsätzen am Maßstab des Völkerrechts gemes-
sen werden.

Völkerrechtliche Bewertung

Verletzung des Gewaltverbots und  
der staatlichen Souveränität

Den Militäroperationen der USA im pakistanischen 
Luftraum wird entgegengehalten, dass sie die Sou-
veränität Pakistans und das Gewaltverbot aus Arti-
kel 2 Absatz 4 UN-Charta verletzten. Zwar stimmt 
es, dass der Luftraum eines Staates für militäri-
sche Luftfahrzeuge eines anderen Staates geschlos-
sen ist. Erst recht ist es verboten, dort Waffen ein-
zusetzen. Allerdings ist beim ›Drohnenkrieg‹ der 
USA in Pakistan unklar, ob Pakistan die Drohnen in 
seinem Luftraum nicht zumindest toleriert. Wäh-
rend dieses Einverständnis vor einiger Zeit noch vor-
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23  The Arms Trade Treaty, Annex to the Draft Decision, UN Doc. A/

CONF.217/2013/L.3 v. 27.3.2013. 
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Conventional Arms, Occasional Paper 16, 2009, S. 25 und 37.
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Reuters, 16.4.2013.
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lag,29 scheint sich die pakistanische Auffassung seit 
dem Jahr 2012 gewandelt zu haben.30 

Die Befürchtung, ein Staat, der über Kampfdroh-
nen verfügt, würde eher zum Krieg schreiten als an-
dere Staaten,31 ist unbegründet. Bei allen heute schon 
verfügbaren Drohnen hat es noch keinen bewaff-
neten Konflikt gegeben, der nur aufgrund der Ver-
fügbarkeit begonnen wurde. Es gibt auch keinen 
Konflikt, der ausschließlich mit Drohnen geführt 
wird; vielmehr sind Drohnen eines von vielen Mit-
teln, die im bewaffneten Konflikt eingesetzt werden.

Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht

Auf den Drohneneinsatz im bewaffneten Konflikt ist 
das humanitäre Völkerrecht anwendbar, das Regeln 
für die Kriegführung vorhält. Der Einsatz von Droh-
nen muss daher an diesem Standard gemessen wer-
den. Die wichtigsten Fragen seien hier erörtert.32 

Das humanitäre Völkerrecht schafft einen Aus-
gleich zwischen humanitären Erwägungen und mi-
litärischer Notwendigkeit im bewaffneten Konflikt 
anhand der beiden Grundsätze des Verbots über-
flüssigen Leidens und unnötiger Verletzungen sowie 
des Unterscheidungsgrundsatzes.33 

Folglich sind solche Angriffe verboten, bei denen 
damit zu rechnen ist, dass sie Verluste an Menschen-
leben unter der Zivilbevölkerung, die Verwundung 
von Zivilpersonen, die Beschädigung ziviler Objekte 
oder mehrere derartige Folgen zusammen verursa-
chen, die in einem krassen Missverhältnis zum er-
warteten konkreten und unmittelbaren militärischen 
Vorteil stehen.34 Der Unterscheidungsgrundsatz 
schützt die Zivilbevölkerung und schreibt vor, stets 
zwischen zulässigen militärischen Zielen und unzu-
lässigen zivilen Objekten zu unterscheiden. Daher 
dürfen die Staaten auch mit Drohnen nur solche Ob-
jekte angreifen, die aufgrund ihrer Beschaffenheit, 
Zweckbestimmung, Verwendung oder ihres Stand-
orts wirksam zu militärischen Handlungen beitra-
gen und gänzliche oder teilweise Zerstörung, deren 
Inbesitznahme oder Neutralisierung unter den zu 
dem betreffenden Zeitpunkt gegebenen Umständen 
einen eindeutigen militärischen Vorteil darstellt.35  

Kritiker des amerikanischen Drohnenprogramms 
nehmen an, dass zwischen der USA und organisier-
ten bewaffneten Gruppen ein bewaffneter Konflikt 
in Pakistan herrscht und bemängeln, dass eine un-
verhältnismäßig hohe Zahl ziviler Opfer zu beklagen 
wäre, die in einem krassen Missverhältnis zu dem 
militärischen Vorteil stehe. So sollen von Juni 2004 
bis September 2012 allein in Pakistan zwischen 2562 
und 3325 Menschen durch Drohnen getötet wor-
den sein, darunter zwischen 474 und 881 Zivilper-
sonen.36 Daher sei der Großteil dieser Drohnenein-
sätze als völkerrechtswidrig anzusehen. Darüber hin- 
aus würde die Distanz zum Kampfgeschehen sowie 
die an der Bedienung von Videospielen orientierte 
Steuerung von Drohnen das Töten ›leichter‹ machen. 

Drohnen würden den Piloten eher zum Angriff ver-
leiten. Somit begründeten Drohnen generell die Ge-
fahr, dass der Unterscheidungsgrundsatz unterlau-
fen werde.

Befürworter der Drohnentechnologie behaupten 
dagegen, dass der Einsatz von Drohnen die Einhal-
tung des humanitären Völkerrechts besser sicherstel-
len könne als andere Technologien. So sei insbeson-
dere die Entfernung zum Kampfgeschehen von Vor- 
teil. Piloten müssten nicht befürchten, selbst zum 
Ziel gemacht zu werden. Sie könnten daher viel ru-
higer abwägen – es gebe keinen Eifer des Gefechts. 
Darüber hinaus erlaube die eingesetzte Technik, ein 
viel besseres und klareres Bild vom Geschehen vor 
Ort zu erhalten. Anders als Piloten eines Kampfflug-
zeugs hätten Drohnenpiloten die Zielperson lange 
vor Augen. Sie würden eben genauer sehen, was sich 
im Fadenkreuz bewegt. Daher führten Drohnen eher 
dazu, viel genauer nur solche Ziele anzugreifen, die 
zweifelsfrei ein zulässiges militärisches Ziel oder ein 
feindlicher Kämpfer sind. Damit könnten Staaten 
auch besser ihre Pflicht erfüllen, alle praktisch mög-
lichen Vorsichtsmaßnahmen zu treffen, wenn sie Per-
sonen oder Objekte angreifen.

Welche Zahlen stimmen und wie hoch der Anteil 
der getöteten Zivilpersonen ist, ist umstritten. Es lässt 
sich daher nicht abschließend feststellen, welche An-
griffe gegen das Verbot exzessiver Kollateralschäden 
verstoßen haben und welche nicht. Mehr noch, es 
mag Fälle geben, in denen Zivilisten ein Drittel der 
Opfer und einen zulässigen Kollateralschaden dar-
stellen, während in anderen Fällen dieses Verhältnis 
ein verbotenes krasses Missverhältnis darstellt. Auch 
hier gilt, dass die Frage der Rechtmäßigkeit nur im 
Einzelfall beantwortet werden kann.

Problematisch aus der Sicht des humanitären Völ-
kerrechts ist, dass sowohl die Drohne als auch ihre 

29  Living Under Drones, a.a.O. (Anm. 9), S. 104f.

30  Living Under Drones, a.a.O. (Anm. 9), S. 105; Krishnan, a.a.O. (Anm. 8), 

S. 77; vgl. Mark Mazzetti, The Way of the Knife, New York 2013, S. 227f.; 

Statement by Ben Emmerson, a.a.O. (Anm. 21).

31  Interim Report of the Special Rapporteur, a.a.O. (Anm. 14), insb. 

Abs. 44.

32  Ausführlicher zur Bewertung nach humanitärem Völkerrecht vgl. 

die Beiträge von Robert Frau, Philipp Stroh und Dieter Fleck im Themen-

heft »Nicht-bemannte Waffensysteme und Humanitäres Völkerrecht« 
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Steuerungszentrale zulässige militärische Ziele dar-
stellen. In einem nicht-internationalen bewaffneten 
Konflikt kann eine Drohne in einem Land einge-
setzt, aber aus einem anderen Land gesteuert wer-
den. Dies ist zum Beispiel bei den amerikanischen 
Drohnen im afghanischen Konflikt der Fall. Es stellt 
sich dann die Frage, ob eine Steuerungszentrale auf 
amerikanischem Territorium ein zulässiges militä-
risches Ziel ist. Da die Zerstörung einen militäri-
schen Vorteil darstellt, ist eine Steuerungszentrale 
auch dort zulässiges militärisches Ziel.37 Damit ist 
jedoch die Gefahr der Ausweitung der Kampfzone 
verbunden.

Das humanitäre Völkerrecht gibt im Ergebnis ei-
nen befriedigenden Rahmen für den Einsatz von be-
waffneten und unbewaffneten Drohnen vor. Ob ein 
Angriff rechtmäßig ist, muss im Einzelfall geprüft 
werden.

Bindung an die Menschenrechte

Darüber hinaus müssen sich Drohneneinsätze auch 
an menschenrechtlichen Standards messen lassen. 
Menschenrechte gelten außerhalb und innerhalb be-
waffneter Konflikte, auch wenn sie im bewaffneten 
Konflikt durch die insoweit spezielleren Vorschrif-
ten des humanitären Völkerrechts ergänzt werden.38 

Die extraterritoriale Anwendung von Menschen-
rechten ist jedoch nicht einfach zu begründen. Er-
forderlich ist, dass der jeweilige Staat ›jurisdiction‹ 
ausübt.39 Darunter ist die Ausübung effektiver Kon-
trolle zu verstehen.40 So hat der Europäische Gerichts-
hof für Menschenrechte (EGMR) in seiner Bankovic-
Entscheidung abgelehnt, das Bombardieren eines Ge- 
biets im Überflug ohne Truppen am Boden als eine 
solche effektive Kontrolle zu qualifizieren.41 Folgt 
man dieser Auffassung,42 dann wären Menschenrech-
te bei Drohneneinsätzen wie in Pakistan, wo der Staat 
keine Bodentruppen vor Ort hat, nicht anwendbar.43 

Diese Ansicht kann jedoch nicht überzeugen. Zum 
einen unterscheiden sich Drohnen von Kampfflug-
zeugen nicht nur durch die fehlende Besatzung. Sie 
fliegen langsamer und können wesentlich länger über 
einem Gebiet verbleiben als ein Kampfflugzeug. Der 
Einzelne am Boden nimmt nicht ein hoch fliegen-
des Flugzeug wahr, das die Gegend innerhalb von Se-
kunden überflogen hat. Möglich ist vielmehr, dass 
eine Drohne lange Zeit über einem eng begrenzten 
Bereich bleibt oder gar einem Individuum folgt. Der 
Einzelne muss dann aber jederzeit einen Angriff auf 
sein Leben fürchten. Diese Todesangst stellt die ›ulti-
mative‹ öffentliche Gewalt dar, die erst recht von ›ju-
risdiction‹ erfasst sein muss.44 Darüber hinaus scheint 
der EGMR das Konzept der effektiven Kontrolle nun 
weiter zu verstehen als er es zuvor getan hat. Er hat 
unter anderem seinen Alles-oder-Nichts-Ansatz45 auf-
gegeben und spricht sich für eine maßgeschneiderte 
Anwendung von Menschenrechten abhängig von der 
Situation aus.46 Daher stellt der Einsatz von Drohnen 

über Territorium, auf dem der einsetzende Staat kei-
ne Truppen vor Ort hat, die Ausübung effektiver Kon-
trolle über ein klar begrenztes Gebiet beziehungswei-
se ein Individuum dar. Der Staat hat Hoheitsgewalt 
und er ist an Menschenrechte gebunden.47 

Zusammenfassung

Drohnen werden von Staaten als vorteilhaft ange-
sehen. Sie sind billiger als Kampfflugzeuge und ver-
mindern die Gefahr von Verlusten in den eigenen Rei-
hen. Trotz der Kritik an den Drohneneinsätzen wiegen 
die militärischen Vorteile nach Ansicht der Staaten 
die Nachteile auf. Daher ist es wahrscheinlich, dass 
immer mehr Drohnen eingesetzt werden. Im Rah-
men der Vereinten Nationen werden diese auch in 
Zukunft vereinzelt Kritik hervorrufen. Ein umfas-
sender völkerrechtlicher Vertrag, der sich der Prob-
lematik der »autonomisierten Kriegführung« wid-
met, ist wenig wahrscheinlich – er ist auch nicht 
erforderlich. Das humanitäre Völkerrecht hält mit 
dem Unterscheidungsgrundsatz, der in zahlreichen 
einzelnen Vorschriften konkretisiert wird, einen ge-
eigneten Maßstab vor, der Drohneneinsätze ausrei-
chend reglementiert. Darüber hinaus sind auch die 
Menschenrechte zu beachten. Ob das Völkerrecht be-
folgt wird, ist keine rechtliche, sondern eine politi-
sche Frage, die sich unabhängig von der eingesetzten 
Technologie stellt.
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